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gemeinde 

EINLADUNG 

zu einer Sitzung des Gemeinderats der Gemeinde Wiernsheim am 

Mittwoch, 16. Juni 2021, um 19:30 Uhr 

im Bürgersaal in Wiernsheim. 

Taqesordnunq öffentlich: 

1. Bürgerfragestunde 

2. Vorstellung des Fahrplanes Integration und Vielfalt für Wiernsheim 
- Beratung und Beschlussfassung 

3. Erlass der Kita Gebühren für die Schließtage während Corona 
- Beratung und Beschlussfassung 

4. Vergabe Auftrag Tischlerarbeiten sowie Fließen und Plattenarbeiten 
- Beratung und Beschlussfassung 

5. Katzenschutzverordnung 
- Beratung und Beschlussfassung 

6. Standortänderung Pflegeheim 
- Beschlussfassung zum Standort Gebiet „Oberländer" statt Gebiet „Röße" 
- Beauftragung der Verwaltung zur Ausweisung des beschlossenen Gebiets 
für das Pflegeheim im Flächennutzungsplan 

- Beschluss, einen Bebauungsplan nach § 2 Abs. 1 BauGB aufzustellen 

7. Annahme von Spenden 
- Beratung und Beschlussfassung 

B. Information der Verwaltung 

9. Anfragen der Gemeinderäte 

Falls die öffentliche Sitzung nicht bis spätestens 22:00 Uhr abgeschlossen ist, 
wird die Sitzung am Folgetag um 19:30 Uhr im Bürgersaal fortgesetzt. 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 
Karlheinz Oehler 
Bürgermeister 



Gemeinde Wiernsheim 
Enzkreis 

Gemeinderatssitzung am 16. Juni 2021 

TOP2 



GR-Sitzung am 16.06.2021 / Hauptamt - Herr Huber 

Vorstellung des Fahrplanes Integration und Vielfalt für Wiernsheim 

Für die Erstellung des Konzepts konnte die Stabsstelle Integration des Landratsamtes 
Enzkreis 64.000 Euro aus dem Landesförderprogramm Integration vor Ort" für externe 
Expertise akquirieren. Im Rahmen einer Ausschreibung fiel die Wahl auf das Büro 
Stadtberatung Dr. Sven Fries (Ostfildern). 

An dem Pilotprojekt nehmen derzeit noch Keltern, Neulingen und Maulbronn teil. 

Eine Vorstellung des Fahrplanes mit dem Themenschwerpunkt nVereine für alle" ist in der 
Gemeinderatssitzung durch das Büro Stadtberatung Dr. Sven Fires vorgesehen. 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat beschließt an dem Pilotprojekt nach Maßgabe des Fahrplanes der 
Beraterfirma nStadtberatung Dr. Sven Fires" teilzunehmen. 

Christoph Huber 
Hauptamstleiter 

Anlagen: Fahrplan und Präsentation 

1 



‚ Enzkreis 
GEMFIf10E 

Wiernsreim 
￼ • STADT BERATUNG 

KOMMUNALER STECKBRIEF 
DER INTEGRATION UND VIELFALT FÜR WIERNSHEIM; FAHRPLAN 
THEMENSCHWERPUNKT: VEREINE FÜR ALLE 

ZIEL: 

• Sensibilisierung der Bürgerschaft und im Speziellen der Vereine für das Thema der Integration. 
• Bedarfe ermitteln: Wer wurde noch nicht erreicht und wie können wir diese Personen mit 

unserem bestehenden Programm erreichen? 

FAHRPLAN: 

Vorstellung im Gemeinderat 

Integration fördern in den Vereinen 

Kontaktaufnahme mit den Vereinen Schiüsselpersonen befragen 

Optional: Aufsuchende Veranstaltung auf dem Markplatz, 
vor der Kreissparkasse oder dem Netto 

Befragung der Bürgerschaft 

Fragebogen 

=.Erarbeitung und Präsentation des Steckbriefes 

Auswertung der Gespräche mit den Vereinen Auswertung der Befragung 

l. vnRcTFI I I INC In;i CFr,,nF- inlflrR.aT 

Vorstellung des Fahrplanes zur Erstellung eines kommunalen Steckbriefes der Integration und Vielfalt 
für die Gemeinde Wiernsheim durch das Büro Stadtberatung Dr. Sven Fries. 

ToDos 

❑ Termin für kommende Gemeinderatssitzung mit Herrn Huber KW 22 
vereinbaren. 

16. Juni 21 ❑ Teilnahme an Gemeinderatssitzung mit Ziel: OK des 
Gemeinderates, Sensibilisierung für das Thema, weitere 
Akteure/Schlüsselpersonen abfragen, auf Rückfragen eingehen 

7, INTEGRATION FORDERN IN nEN VEREINEN 

Zeitschiene 

Um Vereine für das Thema Integration zu sensibilisieren, Bedarfe und Ressourcen abzufragen, werden 

mit verschiedenen Vertreterinnen und Vertreter der Vereine Interviews durchgeführt. 

ToDos Zeitschiene 

❑ Kontaktpersonen und -daten über Herrn Huber anfragen. Mai KW 20 

❑ Schlüsselpersonen kontaktieren (u.a. SV Iptingen und TSV Wiernsheim, 

Bürgerbus, IG Straßenfest) 

Juni KW 24/25 

❑ Erarbeitung von Interviewfragen und Abstimmung mit Kommune Juni KW 24/25 

❑ Durchführung der Interviews (ca. 4-5, je nach Bereitschaft) per Juni KW 26 

Videokonferenz oder Telefon 
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Enzkreis 

3. BEFRAGUNG DER BÜRGERSCHAFT 

Wiernsieim 

Die Befragung der Bürgerschaft erfolgt zunächst in Form digitaler Fragebögen. Diese werden über 
Schlüsselpersonen (Verein, Integrationsbeauftragten, Pfarrämter) und die Gemeindeverwaltung 
verteilt. Zielgruppe der kurzen Online-Befragung über survio sind Menschen mit 
Migrationshintergrund und Geflüchtete. Was fehlt diesen Menschen, in welchen Bereichen fehlen 
Zugänge oder werden Hürden wahrgenommen. Damit sollen in den Fragebögen Stimmungsbilder zum 
Thema Integration, Meinungen zur eigenen Integration im gesellschaftlichen Leben und Bedarfe 
abgefragt werden. Zentrale Aspekte, die mittels unterschiedlicher Fragetypen abgefragt werden, sind: 

a) 
b) 
c) 

ToDos 

Ist Integration bereits ein Thema? 
Sind Sie selbst in Vereinen aktiv? 
In welchen Bereichen wünschen Sie sich mehr integriert zu werden? / Bedarfe 

Zeitschiene 

❑ Online-Fragebogen erstellen (survio) Mai KW 20 

❑ Rückkopplung des Fragebogens mit Gemeinde Wiernsheim Juni KW 24 

❑ Schlüsselpersonen bzw. Plattformen zur Verbreitung über Herrn Juni KW 24 
Huber ermitteln 

❑ Digitalen Fragebogen verschicken 18. Juni 

❑ Ausfüllen des Fragebogens Bis 18. Juli 

❑ Fragebogen auswerten Juli KW 29 

CF; 

Zusätzlich zur Online-Befragung besteht die Möglichkeit die breite Bürgerschaft mit einer Vorort-
Aktion („Aufsuchende Beteiligung") zu erreichen. Die Information, Sensibilisierung zum Themenfeld 
Integration und die Bedarfsabfrage stehen dabei im Fokus. Um möglichst viele Menschen zu aktivieren 
und mit ihnen niederschwellig ins Gespräch zu kommen, soll ein Coffeebike in der Haupteinkaufszeit, 
zum Beispiel Samstagvormittag, vor die Sparkasse/auf den Marktplatz/Netto aufgestellt werden. 

ToDos Zeitschiene 

❑ Vorort-Aktion Juni KW 25/26 

❑ Ergebnisse auswerten Juli KW 27 

4 ERARBEITUNG UND PRÄSENTATION DES KOMMUNALEN STECKBRIFFES 

Die Ergebnisse der Befragungen und aufsuchenden Veranstaltungen werden ausgewertet, um daraus 
Leitsätze als neue Perspektiven im Themenfeld Integration für die Gemeinde Wiernsheim zu 
entwickeln. Im Steckbrief werden darüber hinaus das Vorgehen beschrieben und reflektiert, die 
Ergebnisse vorgestellt, Handlungsvorschläge aufgezeigt und mit soziodemografischen Daten und 
Zahlen ergänzt. Die Ergebnisse sollen ebenfalls in einer Gemeinderatssitzung präsentiert werden. 

ToDos Zeitschiene 

❑ Auswertung zusammenfassen Juli KW 29 

❑ Zahlen/Daten/Fakten zur Kommune erfassen Prozessbegleitend 

❑ Gemeinsamer Termin mit Gemeinde Wiernsheim: Juli KW 29/30 
Ergebnisvorstellung und Diskussion zum weiteren Vorgehen (im 
Gemeinderat?) 

❑ Ausarbeitung des Steckbriefes Bis 31.07. 

❑ Rückkopplung mit Gemeindeverwaltung Bis 31.07. 

2 



Enzkreis 

STECKBRIEF DER INTEGRATION UND VIELFALT 
GEMEINDE

Wiernsreim 

Vorstellung im 
Gemeinderat 
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WER WIR SIND 
(iEMEINiJE ~O 

Wiernsheim ~ Enzkreis 

Büro Stadtberatung Dr. Sven Fries 

• Projektbearbeitende: 
Cora Westrick, Sarah Wolf 

• Entwicklung innovativer Strategien & 
Konzepte für eine integrierte & 
inklusive Stadtentwicklung 

Portfolio: 
• Integrierte Stadtentwicklung 
• Bürgerbeteiligung und 

Bürgerinformation 
• Städtebauförderung, 

• inklusive Quartiersentwicklung, 

• Fördermittelakquise 
• Begleitung von städtebaulichen 

Wettbewerben, 

Integrations- und Inklusionskonzepte,. . . 



INTEGRATION- UND VIELFALTSKONZEPT 
DES ENZKREISES 

GEMEINDE 

Wie msreim 

HA3L 1 
DATEN UND 
STATISTIK 

epternber 2020 
März 2021 

Büro Fries 

~ 

SEPT 

PHASE  \ 
AUSWERTUNG 

KOMMUNALER STECKBRIEFE 
UND WERKZEUGKOFFER 

Juli 2021 

Büro Fries 

PHASE 2 
ENTWICKLUNG 
KOMMUNALER 

STECKBRIEFE DER 
INTEGRATION 
UND VIELFALT 

Pitotkommunen und 
Buro Fries 

—2020 2021 

MÄRZ 

ANGEBOTS- UND 
BEDARFSABGLEICH 

Auqust 202  

Büro Fries 

JULI AUG 

PHASE _5
INTEGRATIONS- UND 

VIELFALTSKONZEPT 2030 
FÜR DEN ENZKREIS 

Auqutt cftsinbei 2021 

Büro Fries 

PHASE 0 
INTEGRATIONS-
KONFERENZ 

>>ktOl)e.fi ldOvNnlqi.r 2021 

Büro Fries 

SEPT OKT 

00 
0O 

PHr.`..1 
FORTLAUFENDE 

DOKUMENTATION UND 
VERWENDUNGSNACHWEIS 

FÖRDERPROGRAMM 
! Drtlauicu id — 

Büro Fries 

NOV DEZ 

PROJEKTSTART 
1. September 2021 

Buro Fries und 
Enzkreis 

Enzkreis 

~~• STADT BERATUNG 
~ Dr Sven fries 
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FAHRPLAN FÜR WIERNSHEIM 

Integration in 
den Vereinen 

fördern 

Befragung von 
Schlüsselpersonen 
aus den Vereinen 

z.B. SV Iptingen>
TSV Wiernsheim, 
Bürgerbus, IG 
Straßenfest 
Weitere Vereine? 

Befragung der 
Bürgerschaft 

Digitaler 
Fragebogen 

GEMEINDE ~4 

Wiernsheim 

Erarbeitung 
und 

Präsentation 
des 

Steckbriefes 

Enzkreis 
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FAHRPLAN FÜR WIERNSHEIM 

Integration in 
den Vereinen 

fördern 

Befragung 
der 

Bürgerschaft 

Digitaler 
Fragebogen 

Geplanter 
Umfragezeitraum: 
18. Juni — 18. Juli 

Zielgruppe: 
Menschen mit 
Migrationshintergrund 
und Geflüchtete 

Multiplikatoren? 

GEMEINDE 

Wrerns leim 

Erarbeitung 
und 

Präsentation 
des 

Steckbriefes 

Enzkreis 

• e STADT BERATUNG 
—` Dr Sven Fries 



FAHRPLAN FÜR WIERNSHEIM 

Vorstellung im 
Gemeinderat 

Integration in 
den Vereinen 

fördern 

Interviews 

Befragung der 
Bürgerschaft 

Digitaler 
Fragebogen 

~.: 
GEMEINDE

Wiernsreim 

Erarbeitung 
und 

Präsentation 
des 

Steckbriefes 

Ergebnisvorstellung 
und Diskussion zum 
weiteren Vorgehen 
(im Gemeinderat) 

Ausarbeitung des 
Steckbriefes bis zum 
31. Juli 

Enzkreis 

STADT BERATUNG 
Dr Sven Fries 



GEMEINDE 

Wiernsrerm 

VIELEN DANK FÜR IHRE 
AUFMERKSAMKEIT! 

Enzkreis 

STADT BERATUNG 
Dr. Sven Fries 
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Steueramt - Frau Rapp 31.05.2021 

Sitzung des Gemeinderates am 16.06.2021 
Erlass der Benutzungsgebühren KiTa und Mittagessen für die 
Monate April und Mai 2021 

Sachverhalt 
Vom 22.04.2021 bis zum 20.05.2021 waren die Kinderbetreuungseinrichtungen der 
Gemeinde Wiernsheim geschlossen. Die Entgelte für die Kinderbetreuung und das 
Mittagessen wurden im Mai abgebucht. 

Die Elternbeiträge für die kommunalen Betreuungseinrichtungen belaufen sich pro Monat in 
der Regel auf rund 27.500 EUR. Zudem muss die Gemeinde das höhere Defizit für die zwei 
konfessionellen Betreuungseinrichtungen tragen. 

Die Verwaltung schlägt vor, den Eltern entgegenzukommen und auch ohne eine gesetzliche 
Verpflichtung und entgegen der Satzung die Gebühren für den Monat Mai 2021 zu erlassen, 
da die Kinderbetreuungseinrichtungen für einen Monat geschlossen waren. Für die Kinder, 
welche die Notbetreuung in Anspruch genommen haben, muss eine Gebühr entrichtet 
werden. Dies wurde den Eltern bereits im Vorfeld so kommuniziert. Es erfolgt hierbei eine 
taggenaue Abrechnung, um auch hier den Eltern finanziell entgegenzukommen. 

Beschlussempfehlunq: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim möge beschließen, die Kindergarten- und 
Krippenbetreuungsgebühren und das Mittagessen für den Monat Mai 2021 zu erlassen. Für 
die Familien, deren Kinder die Notbetreuung in Anspruch genommen haben, werden die 
Gebj 11T nach einem Tagessatz abgerechnet. 

teue 

t 
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GR-Sitzung am 16.06.2021 / Bauamt - Herr Lenckner 

Vergabe von Tischlerarbeiten sowie Fließen und Plattenarbeiten 

Gebäude: Gaststätte Adler; Projekt Sanierung und Umbau 

Die Vergabe wurde im Technischen Ausschuss am 08.06.2021 bereits vorberaten, ist nun 
aufgrund der Vergabesumme über 100.000 Euro zuständigkeitshalber vom Gemeinderat 
noch zu beschließen. 

Beschlussvorschlag:

Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung, den Auftrag der Tischlerarbeiten am Gebäude 
der Gaststätte Adler an die Firma Heinzelmann GmbH & Co.KG zum Preis von 113.832,28 
Euro brutto sowie den Auftrag der Fliesen- und Plattenarbeiten an die Firma Häcker Fliesen 
und Naturstein GmbH zum Preis von 138.677,02 Euro brutto zu vergeben. 

gez. 
Lenckner 
Bauamt 

Anlagen: Vergabeberichte Buck Architekturbüro 
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BUCK ARCHITEKTURBÜRO ÖSCHELBRONNER STR. 111 75417 MÜHLACKER 
F

am
ul

ar
 v

er
ei

nf
ac

ht
er

 V
er

ga
ba

be
ric

hl
 (

c 
Le

 0
41

12
) 

Buck 

Wertung der Angebote sinngemäß § 16 VOB/A 

Gebäude: Gaststätte Adler 
Projekt: Sanierung und Umbau 
Gewerk: Tischlerarbeiten 

01. Vergabeart beschränkt 

02. Teilnehmer am Wettbewerb 
2.1 Ausgegebene Unterlagen 7 
2.2 Eingegangene Angebote 3 

03. Eröffnungstermin 

04. Wertung 

Wertbar waren 

18.05.21 11:00 Uhr 

2 Angebote 

05. Auswertung/Platzierung 
Die in Betracht kommenden Bewerber sind im Preisspiegel in der Reihenfolge ihrer 
Platzierung dargestellt. 

06. Vergabevorschlag: 
6.1 Aus der,Pritfrrng. cud WertuFlg.geM:da

'. ' ..:: .. ... . .. 

und ärinellnrbä r,~:$igebbt herV!L~[. ~h

Der _'Preis -des~Arigeböts. ist 'angg 
Veig~ ,ev0GSCbiag:.
Itir+~ä'~i~f1~6015'Y~EäiYi'•f~t~J'>'~;3 

6.2 Ende der Zuschlagsfrist 

ebot;der Firrna 

07. Angabe zur Kostendeckung 
Kostenberechnung vom .  2CO. 
Angebot:Fa. Hetnzetmann .GmbkI & Co KG 75417 Mühlacker 
Überschreitung in Höhe von 

08. Finanzierung über HH-Stelle 

09. Ausführungszeitraum 14.06.2021 bis 16:08.2021 

10. Dauer der Gewährleistungsansprüche 4 Jahre für den Gesamtauftrag 

Ce 6. 

11. Sicherheitsleistungen keine Stellung der Sicherhelt.durch Burgschaft gefordert 

12. Vertragsstrafe 

ls: Fltilecker; _als.das wictschatNichste 
x ^.-,'_'F.- Y..,+;. -. . 

ygis.pieget wurde 9tsteilt. 

98:000,OQ EUR 
113.832,28 EUR 

15.832,28 EUR 

vereinbart für jeden Werktag. des .Verzugs-015%i  begrenzt auf. 5,00% der Auftragssumme 
(netto) 

- 

Mühlacker, den 27.05.2G2ä 

BUCK CHITE TEN 
ÖSCHELBFjDNNä ST . 1/1 
75417 ÜH C ER 
TELEFON O 0 /M1 410 

Seite 1 von 1 vefgabe%schkrur,eilenils■/vssv/ 31.05.2021 



yK ARCHITEKTURBÜRO OSCHELBRONNER STR.111 75417 MÜHLACKER 

Wertung der Angebote sinngemäß § 16 VOB/A 

Gebäude: Gaststätte Adler 
Projekt: Sanierung und Umbau 
Gewerk: Fliesen- und Piattenarbeiten 

01. Vergabeart beschränkt 

02. Teilnehmer am Wettbewerb 
2.1 Ausgegebene Unterlagen 7 
2.2 Eingegangene Angebote 4 

03. Eröffnungstermin 20.05.21 11:00 Uhr 

04. Wertung 

Wertbar waren 2 Angebote 

05. Auswertung/Platzierung 
Die in Betracht kommenden Bewerber sind im Preisspiegel in der Reihenfolge ihrer 
Platzierung dargestellt. 

06. Vergabevorschlag: 
6.1 Aus der Prüfung und Wertung geht das Angebot der Firma Hacker Riesen und Naturstein GmbH, 71287 Weissach, als das wirtschaftlichste 

und annehmbarste Angebot hervor. Vorgegebene Zuschlagskriterien wurden in der Wertung berücksichtigt. Ein Preisspiegel wurde erstellt 
Der Preis des Angebots ist angemessen und lasst eine einwandfreie Ausführung erwarten. 
Vergabevorschlag: Die Firma Hacker Fliesen und Naturstein GmbH, 71287 Weissach, erhalt den Auftrag zu den Preisen 
ihres Angebots vom 17.05.2021 in Höhe von brutto 138.677,02 EUR 

6.2 Ende der Zuschlagsfrist 19.06.2021 

07. Angabe zur Kostendeckung 
Kostenberechnung vom 27.11.2019 
Angebot Fa. Häcker Fliesen und Naturstein GmbH, 71287 Weissach 
Überschreitung in Höhe von 

08. Finanzierung über HH-Stelle 

09. Ausführungszeitraum 28.06.2021 bis 31 .08.2021 

10. Dauer der Gewährleistungsansprüche 4 Jahre für den Gesamtauftrag 

11. Sicherheitsleistungen keine Stellung der Sicherheit durch Bürgschaft gefordert 

85.000,00 EUR 
138.677,02 EUR 

53.677,02 EUR 

12. Vertragsstrafe vereinbart for jeden Werktag des Verzugs 0,15% / begrenzt auf 5,00% der Auftragssumme (netto) 

Mühlacker, den 08.06.2021 

Buck 

Seite 1 von 1 sv/ 08.06.2021 
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GR-Sitzung am 16.06.21 

Erlass einer Verordnung zum Schutz freilebender Katzen 
Katzenschutzverordnung (KatzenSchVO) 
- Beratung und Beschlussfassung 

Hintergrund

Mit der Katzenschutzverordnung soll die Kastrations-, Kennzeichnungs- und 
Registrierungspflicht gemäß § 13b des Tierschutzgesetzes eingeführt werden. Das 
bedeutet, dass Katzenhalter*innen, die ihren Katzen freien unkontrollierten Auslauf 
gewähren, die Katze zukünftig bei einem entsprechenden Arzt kastrieren lassen und 
die Kosten hierfür eigenständig tragen müssen. 

Mit einer Katzenschutzverordnung kann die Gemeinde langfristig die Katzen-
population kontrollieren und vorbeugenden Tierschutz leisten. Durch die 
Kastrierungspflicht wird die Anzahl von Jungtieren eingedämmt und das 
Katzenleiden verringert. 

Die Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverordnung nach § 13b Satz 
1 TierSchG sind folgende Nachweise: 

- Katzenproblematik bei freilebenden Katzen in der Gemeinde 
- Dokumentation der hohen Katzenpopulation und damit einhergehende 

Probleme (Schmerzen, Leiden, Schäden). 
Die Daten können von Tierschutzvereinen, Tierheimen und Veterinären eingeholt 
werden. 
Laut beiliegender Aussagen des Tierheims Pforzheim und des Veterinäramts werden 
freilaufende Katzen bereits kastriert. Es gibt Futterstellen in Wiernsheim, Serres und 
Pinache. Das Veterinäramt sieht den Erlass einer Katzenschutzverordnung derzeit 
als nicht zwingend erforderlich an. Weitere Brennpunkte sind der Gemeinde nicht 
bekannt. 

Die Gemeindeverwaltung weist ausdrücklich darauf hin, dass eine Kontrolle der 
Pflicht für Katzen mit unkontrolliertem Auslauf durch Gemeindepersonal nicht 
geleistet werden kann. Mangels der rechtlichen Grundlage kann ein Verstoß der 
Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht nicht ordnungswidrig 
geahndet werden. Zudem gibt es rechtliche Zweifel, ob mittels einer 
Katzenschutzverordnung in das Eigentum (Art. 14 GG) eingegriffen werden darf. 

Einige Bürgerinnen und Bürger haben um den Erlass einer entsprechenden 
Verordnung gebeten. Die Gemeinden Mönsheim, Wurmberg, Heimsheim und 
Weissach haben bereits eine Katzenschutzverordnung erlassen. 

Auf Grundlage der vorliegenden Argumente wird der Gemeinderat darum gebeten, 
durch Abwägung und Abstimmung über die Katzenschutzverordnung zu 
entscheiden. 



GR-Sitzung am 16.06.21 

Beschlussvorschlag

Der Gemeinderat stimmt dem Erlass einer Katzenschutzverordnung gemäß 
dem E .L~Anlage)  für das Gebiet der Gemeinde Wiernsheim nicht zu. 

Tsi 
Ord iterin 

Anlagen: 
- Mailverkehr Tierheim/ Veterinäramt 
- Entwurf der Katzenschutzverordnung für die Gemeinde Wiernsheim 
- Formulierungsvorschlag samt Begründung des MLR 
- FAQ zur Katzenschutzverordnung 



Saskia Tsirogiannis 

Von: OliverJaeger@enzkreis.de 
Gesendet: Montag, 7. Juni 2021 09:39 
An: Saskia Tsirogiannis 
Betreff: Antwort: Anfrage Katzenschutzverordnung Wiernsheim 

Sehr geehrte Frau Tsirogiannis, 

das Veterinäramt begrüsst grundsätzlich alle - zulässigen - Maßnahmen zur Eindämmung wilder Katzenpopulationen. 
Hierzu kann im Einzelfall auch eine Katzenschutzverordnung beitragen. 
Vor deren Erlass sollte aber geklärt werden, wie die praktische Umsetzung einer solchen Verordnung erfolgen soll. 
So haben z.B. nach dem Erlass einer solchen Satzung durch eine andere Enzkreisgemeinde sowohl der 
Tierschutzverein Pforzheim und Umgebung e.V. als auch der Verein der Tierschützer und Tierversuchsgegner e.V. 
erklärt, hierbei - insbesondere beim Fangen von Katzen - nicht unterstützend tätig werden zu können. 
Des Weiteren verweisen wir auf die bereits übermittelten Ausführungen der Landestierschutzbeauftragten zum Erlass 
einer Katzenschutzverordnung. 
Demnach verlangt § 13b Satz 1 TierSchG Nachweise, dass eine entsprechende Katzenproblematik bei den 

eilebenden Katzen in der Gemeinde besteht: 
Tierfür bedarf es einer Dokumentation, dass eine hohe Katzenpopulation (Kolonien freilebender Katzen) und damit 

Jnhergehende Tierschutzprobleme (Schmerzen, Leiden, Schäden) bestehen. 
Die Daten und Informationen hierzu können mittels Fragebögen bei den örtlichen Tierschutzschutzvereinen, 
Tierheimen und Veterinären eingeholt werden. 

Als nächsten Schritt bedarf es der Feststellung, dass andere Maßnahmen als die jetzt zu erlassende 
Katzenschutzverordnung nicht ausreichend waren. Als solche anderen 
Maßnahmen werden in § 13b Satz 4 TierSchG gezielte Maßnahmen in Bezug auf die freilebenden Tiere (Einfangen-
Kastrieren-Freisetzen) genannt. 
Diesbezüglich hat der Tierschutzverein Pforzheim und Umgebung e.V. mitgeteilt, dass derartige Maßnahmen bereits 
an verschiedenen Stellen in Wiernsheim durchgeführt wurden und werden. 
Insofern halten wir zum derzeitigen Zeitpunkt eine Katzenschutzverordnung in Wiernsheim nicht für zwingend 
erforderlich - es sei denn, es liegen konkrete Anhaltspunkte dafür vor, dass sich neben den Futterstellen des 
Tierschutzvereins weitere "Brennpunkte" entwickelt haben, die von den Tierschützern nicht mitbetreut werden 
können. 

Für Rückfragen und ergänzende Informationen stehen wir gerne zu Ihrer Verfügung. 

it freundlichen Grüßen 
liver Jäger 

Bitte kommen Sie nur mit Termin, symptomfrei und mit Mund-Nasen-Schutz zum Landratsamt. Dies 
gilt für das Hauptgebäude an der Zähringerallee sowie für alle Außenstellen. 

Ausgenommen sind lediglich die Kfz-Zulassungsstellen in Pforzheim und Mühlacker. Allerdings 
empfiehlt sich auch hier eine vorherige Terminvereinbarung, die am besten online unter 
www.enzkreis.de erfolgt. 
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Verordnung der Gemeinde Wiernsheim zum Schutz freilebender Katzen 
(Katzenschutzverodnung — KatzenschutzVO) 

[ENTWURF] 

Vom... 

Aufgrund von § 13b des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), zuletzt geändert am 13. Juli 2013, in 
Verbindung mit der Verordnung der Landesregierung über die Übertragung der 
Ermächtigung nach § 13b des Tierschutzgesetzes vom 19. November 2013 (GBI. 
S.362), jeweils in aktueller Fassung, wird verordnet: 

§ 1 Regelungszweck, Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung dient dem Schutz von freilebenden Katzen vor erheblichen 
Schmerzen, Leiden oder Schäden, die auf eine hohe Anzahl dieser Katzen 
innerhalb des Gebiets der Gemeinde Wiernsheim zurückzuführen sind. 

(2) Diese Verordnung gilt für das gesamte Gebiet der Gemeinde Wiernsheim. 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist eine 

1. Katze ein männliches oder weibliches Tier der Unterart Felis silvestris catus, 

2. freilebende Katze eine Katze, die nicht oder nicht mehr von einem Menschen 
gehalten wird, 

3. Katzenhalterin oder Katzenhalter eine natürliche Person, die die tatsächliche 
Bestimmungsmacht über eine Katze in eigenem Interesse und nicht nur ganz 
vorübergehend ausübt und das wirtschaftliche Risiko des Verlusts des Tieres 
trägt, 

4. Halterkatze die Katze einer Katzenhalterin oder eines Katzenhalters, 

5. freilaufende Halterkatze einer Halterkatze, der unkontrolliert freier Auslauf 
gewährt wird und die nicht weniger als 5 Monate alt ist. 



§ 3 Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für freilaufende 
Halterkatzen 

(1) Freilaufende Halterkatzen sind von ihren Katzenhaltrinnen und Katzenhaltern 
durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt zu kastrieren und mittels Mikrochip 
oder Ohrtätowierung eindeutig und dauerhaft zu kennzeichnen sowie zu 
registrieren. 

(2) Die Registrierung erfolgt, indem neben den Daten des Mikrochips oder der 
Ohrtätowierung Name und Anschrift der Katzenhalterin oder des 
Katzenhalters in das kostenfreie Haustierregister von Tasso e.V. oder in das 
kostenfreie Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes (FINDEFIX) 
eingetragen werden. 

(3) Der Gemeinde ist auf Verlangen ein Nachweis über die durchgeführte 
Kastration und Registrierung vorzulegen. 

(4) Von der Kastrationspflicht nach Absatz 1 können auf Antrag durch die 
Gemeinde Ausnahmen zugelassen werden. Die übrigen Bestimmungen 
hinsichtlich der Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht in den Absätzen 1 
bis 3 bleiben unberührt. 

(5) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene 
Eigentümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die 
Ausführungen der Halterpflichten nach Absatz 1 bis 3 zu dulden. 

§ 4 Maßnahmen gegenüber Katzenhalterinnen und Katzenhaltern 

(1 
) 

Wird eine entgegen § 3 Absatz 1 nicht kastrierte Halterkatze von der 
Gemeinde oder einer oder einem von ihr Beauftragten im Gemeindegebiet 
angetroffen, soll der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter von der Gemeinde 
aufgegeben werden, das Tier kastrieren zu lassen. Bis zur Ermittlung der 
Katzenhalterin oder des Katzenhalters kann die Katze durch die Gemeinde 
oder einer oder einem von ihr Beauftragten in Obhut genommen werden. Ist 
zur Ergreifung der Katze das Betreten eines Privat- oder Betriebsgeländes 
erforderlich, sind die Grundstückseigentümer oder Pächter verpflichtet, dies zu 
dulden und die Gemeinde oder eine oder einen von ihr Beauftragten bei 
einem Zugriff auf die Katze zu unterstützen. Mit der Ermittlung der 
Katzenhalterin oder des Katzenhalters soll unverzüglich nach dem Aufgreifen 
der Katze begonnen werden. Dazu ist insbesondere eine Halterabfrage bei 
den in § 3 Absatz 2 genannten Registern zulässig. 



(2) Ist eine nach Absatz 1 angetroffene unkastrierte Halterkatze darüber hinaus 
entgegen § 3 Absatz 1 nicht gekennzeichnet und registriert und kann ihre 
Halterin oder ihr Halter nicht innerhalb 48 Stunden identifiziert werde, kann die 
Gemeinde die Kastration auf Kosten der Katzenhalterin oder des 
Katzenhalters durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt durchführen lassen. 
Nach der Kastration soll die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. Die 
Entlassung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze 
aufgegriffen worden ist. 

(3) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene 
Eigentümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die Maßnahme 
nach Absatz 1 und 2 zu dulden. 

§ 5 Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen 

(1) Die Gemeinde oder eine von ihr Beauftragte oder ein von ihr Beauftragter 
kann freilebende Katzen kennzeichnen, registrieren, und kastrieren lassen. Zu 
diesen Zwecken darf die freilebende Katze in Obhut genommen werden. Nach 
der Kastration kann die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. Die 
Entlassung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze 
aufgegriffen worden ist. 

(2) Ist für die Maßnahme nach Absatz 1 das Betreten eines Privat- oder 
Betriebsgeländes erforderlich, gilt § 4 Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 

§ 6 Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt sechs Monate nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gemeinde Wiernsheim, den .... 



Baden-Württemberg 
Die Landesbeauftragte für Tierschutz 

Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz 
Baden-Württemberg • Postfach 10 34 44 70029 Stuttgart 

Datum 27.07.2018 

Name Dr. Stubenbord 

Durchwahl 0711126-2403 

Aktenzeichen SLT-9185.85 
(Bitte bei Antwort angeben) 

Vorschlag für eine kommunale Katzenschutzverordnung nach § 13b Tier-
schutzgesetz 

Vorbemerkunq: 

Durch das am 13. Juli 2013 in Kraft getretene 3. Änderungsgesetz zum Tierschutzge-
setz (TierSchG) ist ein neuer § 13b in das Gesetz eingefügt worden. Darin wurden die 
Landesregierungen ermächtigt, durch Rechtsverordnung den unkontrollierten freien 
Auslauf fortpflanzungsfähiger Katzen zu beschränken oder zu verbieten, soweit dies 
zur Verhütung erheblicher Schmerzen, Leiden oder Schäden bei den in dem betroffe-
nen Gebiet freilebenden Katzen erforderlich ist. Durch Rechtsverordnung vom 
19. November 2013 hat die Landesregierung von Baden-Württemberg diese Ermäch-
tigung auf die Städte und Gemeinden des Landes übertragen. Der Erlass einer 
Katzenschutzverordnung dient ebenfalls der Umsetzung des Staatsziels Tierschutz 
nach Artikel 20a Grundgesetz, mit dem der ethische Tierschutz Verfassungsrang 
erlangte. 

Mittlerweile bestehen schon in vielen Gemeinden und Städten wie Köln, Essen, 
Darmstadt und Wiesbaden Katzenschutzverordnungen, die nach § 13b TierSchG 
erlassen wurden. Die Stabsstelle der Landesbeauftragten für Tierschutz stellt nach-
folgend einen aktualisierten Vorschlag vor, um Gemeinden in Baden-Württemberg bei 
der Formulierung und Begründung für eine solche kommunale Katzenschutzverord-
nung zu unterstützen. Dieser Vorschlag wird auf Wunsch als Word-Dokument zur 
Verfügung gestellt. Bitte beachten Sie auch den von uns verfassten FAQ-Katalog. 

Wir freuen uns, wenn Ihre Gemeinde mit gutem Beispiel vorangeht, sodass auch 
weitere Städte in Baden-Württemberg dies als Anstoß nehmen, selbst tätig zu wer-
den. 

Kemerplatz 10 • 70182 Stuttgart Telefon 0711 126-0 Telefax 0711 126-2255 poststelle@mir.bwl.dc 

www.mir.baden-wuerttemberg.de www.service-bw.de 

~ 
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Verordnung der Gemeinde/Stadt ... zum Schutz freilebender Katzen 
(Katzenschutzverordnung — KatzenschutzVO) 

Vom Datum des Erlasses 

Auf Grund von § 13b des Tierschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 18. Mai 2006 (BGBl. I S. 1206, 1313), das zuletzt durch ... geändert worden ist, 
in Verbindung mit der Verordnung der Landesregierung über die Übertragung der 
Ermächtigung nach § 13b des Tierschutzgesetzes vom 19. November 2013 (GBI. S. 
362) wird verordnet: 

§ 1 Regelungszweck, Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung dient dem Schutz von freilebenden Katzen vor erheblichen 
Schmerzen, Leiden oder Schäden, die auf eine hohe Anzahl dieser Katzen in-
nerhalb des Gebietes der Gemeinde/Stadt ... zurückzuführen sind. 

(2) Diese Verordnung gilt für das gesamte Gebiet der Gemeinde/Stadt... . 

§ 2 Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung ist eine 

1. Katze ein männliches oder weibliches Tier der Unterart Felis silvestris catus, 

2. freilebende Katze eine Katze, die nicht oder nicht mehr von einem Menschen 
gehalten wird, 

3. Katzenhalterin oder Katzenhalter eine natürliche Person, die die tatsächliche 
Bestimmungsmacht über eine Katze in eigenem Interesse und nicht nur ganz 
vorübergehend ausübt und das wirtschaftliche Risiko des Verlusts des Tieres 
trägt, 

4. Halterkatze die Katze einer Katzenhalterin oder eines Katzenhalters, 

5. freilaufende Halterkatze eine Halterkatze, der unkontrolliert freier Auslauf ge-
währt wird und die nicht weniger als 5 Monate alt ist. 
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§ 3 Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für freilaufende 
Halterkatzen 

(1) Freilaufende Halterkatzen sind von ihren Katzenhalterinnen und Katzenhaltern 
durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt zu kastrieren und mittels Mikrochip 
oder Ohrtätowierung eindeutig und dauerhaft zu kennzeichnen sowie zu regist-
rieren. 

(2) Die Registrierung erfolgt, indem neben den Daten des Mikrochips oder der 
Ohrtätowierung Name und Anschrift der Katzenhalterin oder des Katzenhalters 
in das kostenfreie Haustierregister von Tasso e.V. oder in das kostenfreie 
Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes (FINDEFIX) eingetragen 
werden. 

(3) Der Gemeinde ist auf Verlangen ein Nachweis über die durchgeführte Kastra-
tion und Registrierung vorzulegen. 

(4) Von der Kastrationspflicht nach Absatz 1 können auf Antrag durch die Ge-
meinde Ausnahmen zugelassen werden. Die übrigen Bestimmungen hinsicht-
lich der Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht in den Absätzen 1 bis 3 
bleiben unberührt. 

(5) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene Ei-
gentümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die Ausführungen 
der Halterpflichten nach Absatz 1 bis 3 zu dulden. 

§ 4 Maßnahmen gegenüber Katzenhalterinnen und Katzenhaltern 

(1) Wird eine entgegen § 3 Absatz 1 unkastrierte Halterkatze von der Gemeinde 
oder einer oder einem von ihr Beauftragten im Gemeindegebiet angetroffen, 
soll der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter von der Gemeinde aufgegeben 
werden, das Tier kastrieren zu lassen. Bis zur Ermittlung der Katzenhalterin 
oder des Katzenhalters kann die Katze durch die Gemeinde oder einer oder 
einem von ihr Beauftragten in Obhut genommen werden. Ist zur Ergreifung der 
Katze das Betreten eines Privat- oder Betriebsgeländes erforderlich, sind die 
Grundstückseigentümer oder Pächter verpflichtet, dies zu dulden und die Ge-
meinde oder eine oder einen von ihr Beauftragten bei einem Zugriff auf die 
Katze zu unterstützen. Mit der Ermittlung der Katzenhalterin oder des Katzen-
halters soll unverzüglich nach dem Aufgreifen der Katze begonnen werden. 
Dazu ist insbesondere eine Halterabfrage bei den in § 3 Absatz 2 genannten 
Registern zulässig. 
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(2) Ist eine nach Absatz 1 angetroffene unkastrierte Halterkatze darüber hinaus 
entgegen § 3 Absatz 1 nicht gekennzeichnet und registriert und kann ihre Hal-
terin oder ihr Halter nicht innerhalb von 48 Stunden identifiziert werden, kann 
die Gemeinde die Kastration auf Kosten der Katzenhalterin oder des Katzen-
halters durch eine Tierärztin oder einen Tierarzt durchführen lassen. Nach der 
Kastration soll die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. Die Entlas-
sung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze aufgegriffen 
worden ist. 

(3) Eine von der Katzenhalterin oder dem Katzenhalter personenverschiedene Ei-
gentümerin oder ein personenverschiedener Eigentümer hat die Maßnahmen 
nach Absatz 1 und 2 zu dulden. 

§ 5 Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen 

(1) Die Gemeinde oder eine von ihr Beauftragte oder ein von ihr Beauftragter kann 
freilebende Katzen kennzeichnen, registrieren und kastrieren lassen. Zu die-
sen Zwecken darf die freilebende Katze in Obhut genommen werden. Nach 
der Kastration kann die Katze wieder in die Freiheit entlassen werden. Die Ent-
lassung in die Freiheit soll an der Stelle erfolgen, an der die Katze aufgegriffen 
worden ist. 

(2) Ist für Maßnahmen nach Absatz 1 das Betreten eines Privat- oder Betriebsge-
ländes erforderlich, gilt § 4 Absatz 1 Satz 3 entsprechend. 

§ 6 Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt sechs Monate nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Stadt/Gemeinde ..., den ... (Datum) 
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Erläuterunqen

§ 13b TierSchG 

Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung zum Schutz freilebender Katzen 
bestimmte Gebiete festzulegen, in denen 
1. an diesen Katzen festgestellte erhebliche Schmerzen, Leiden oder Schäden auf die hohe Anzahl 

dieser Tiere in dem jeweiligen Gebiet zurückzuführen sind und 
2. durch eine Verminderung der Anzahl dieser Katzen innerhalb des jeweiligen Gebietes deren 

Schmerzen, Leiden oder Schäden verringert werden können. 
In der Rechtsverordnung sind die Gebiete abzugrenzen und die für die Verminderung der Anzahl der 
freilebenden Katzen erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Insbesondere können in der Rechtsverord-
nung 
1. der unkontrollierte freie Auslauf fortpflanzungsfähiger Katzen in dem jeweiligen Gebiet verboten 

oder beschränkt sowie 
2. eine Kennzeichnung und Registrierung der dort gehaltenen Katzen, die unkontrollierten freien 

Auslauf haben können, vorgeschrieben 
werden. Eine Regelung nach Satz 3 Nummer 1 ist nur zulässig, soweit andere Maßnahmen, insbeson-
dere solche mit unmittelbarem Bezug auf die freilebenden Katzen, nicht ausreichen. Die Landesregie-
rungen können ihre Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf andere Behörden übertragen. 

A. Allgemein 

An dieser Stelle erfolgt nochmals der Hinweis, dass der vorliegende Textentwurf als 
Grundlage für eine an die speziellen Bedürfnisse und den örtlichen Gegebenheiten 
der Gemeinde anzupassende Katzenschutzverordnung dienen soll. Anpassungen 
und Änderungen, die durch die Gemeinde an dem Verordnungstext vorgenommen 
werden, sind auch in der Begründung zur Verordnung entsprechend zu berücksichti-
gen. 

I. Zielsetzung 

Zweck einer Katzenschutzverordnung ist der Schutz freilebender Katzen in Gebieten, 
in denen diese in hoher Anzahl auftreten und z.B. infolge von Krankheiten und Unter-
ernährung erheblichen Schmerzen, Leiden oder Schäden ausgesetzt sind. "Schutz" 
i.S. von § 13b Satz 1 TierSchG bedeutet, dass das Leben, das Wohlbefinden und die 
Unversehrtheit dieser Tiere geschützt werden sollen. Daraus ergibt sich auch, dass 
zur Verminderung oder Begrenzung hoher Katzenpopulationen nur tierschutzgerechte 
Maßnahmen getroffen werden dürfen. Eine Tötung der Katzen zur Populationsein-
dämmung und somit ohne vernünftigen Grund ist verboten und nach § 17 Nummer 1 
TierSchG strafbar. 
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Nach § 13b Satz 3 Nummer 1 TierSchG kann der unkontrollierte freie Auslauf fort-
pflanzungsfähiger Katzen verboten oder beschränkt werden. Eine solche Regelung 
stellt jedoch einen schwerwiegenden Eingriff u.a. in das Eigentum der Katzenhalter 
dar. Deshalb ist in Satz 4 vorgesehen, dass vor Erlass einer solchen Anordnung 
andere Maßnahmen, insbesondere solche mit unmittelbarem Bezug auf die freileben-
den Katzen, getroffen worden sein müssen, und sich gezeigt haben muss, dass sie 
für eine dauerhafte Populationsverminderung nicht ausreichen. Die amtliche Begrün-
dung zu § 13b nennt dazu in erster Linie den Ansatz „Einfangen-Kastrieren-
Freisetzen" (s. BT-Drs. 17/10572, S. 32). Dieser unmittelbar auf die freilebenden 
Katzen bezogene Maßnahmenkatalog muss also vorher durchgeführt worden sein. 
Auch muss sich gezeigt haben, dass diese Maßnahmen für eine dauerhafte Vermin-
derung der Katzenanzahl nicht ausreichen, insbesondere weil die Fortpflanzungskette 
durch die Zuwanderung von außen kommender, fortpflanzungsfähiger Katzen auf-
rechterhalten wird. Lediglich weniger einschneidende Regelungen, insbesondere die 
in § 13b Satz 3 Nummer 2 TierSchG erwähnte Kennzeichnungs- und Registrierungs-
pflicht der Halterkatzen im Schutzgebiet, stehen nicht unter diesem Vorbehalt. 

Für die Aufnahme einer Kastrationspflicht in die Katzenschutzverordnung bedarf es 
zunächst als Nachweis einer Dokumentation, dass eine hohe Katzenpopulation 
(Kolonien freilebender Katzen) und damit einhergehende Tierschutzprobleme 
(Schmerzen, Leiden, Schäden) bestehen. Die Daten und Informationen hierzu kön-
nen u.a. bei den örtlichen Katzenschutzvereinen, Tierheimen, sonstigen Tierschutz-
organisationen und bei Veterinären eingeholt werden. Daher sollten diese Organisati-
onen von Anfang an hinzugezogen und mit diesen zusammengearbeitet werden. 

Der Nachweis der Kausalität zwischen einer großen Anzahl freilebender Katzen und 
den Tierschutzproblemen (Schmerzen, Leiden, Schäden) wird vom Gesetzgeber 
vermutet und muss nicht dargelegt werden (vgl. amtl. Begr., BT-Drs. 17/10572, 
S. 32). 

Als nächsten Schritt bedarf es der Feststellung, dass andere Maßnahmen als die jetzt 
zu erlassende Katzenschutzverordnung nicht ausreichend waren. Als solche anderen 
Maßnahmen werden in § 13b Satz 4 TierSchG gezielte Maßnahmen in Bezug auf die 
freilebenden Tiere (Einfangen-Kastrieren-Freisetzen) genannt. Daneben können auch 
Aufklärungsmaßnahmen mittels Flyer, Veranstaltungen, etc. der Katzenhalter, bzw. 
das Hinwirken auf eine freiwillige Beschränkung des Auslaufs oder freiwillige Un-
fruchtbarmachung durchgeführt werden. Hier ist wiederum die obige Dokumentation 
der Katzenschutzorganisationen, Tierheime, Veterinäre, etc. heranzuziehen. 

Sobald diese Phase der Dokumentation und der Feststellung der Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit einer Katzenschutzverordnung abgeschlossen ist, kann eine 
Katzenschutzverordnung mit Kastrationspflicht für das gesamte Gemeindegebiet 
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gemäß § 13b TierSchG beschlossen werden. Eine Schutzgebietsbestimmung nach 
§ 13b Satz 1 und 2 TierSchG kann entfallen, da die Landesregierungen mit den 
Gemeinden bereits die kleinste Gebietseinheiten ermächtigt haben, sodass eine 
weitere Rechts- bzw. Gebietszersplitterung nicht sinnvoll bzw. effektiv erscheint. 

Der Erlass einer Katzenschutzverordnung wird langfristig eine Reduzierung der 
Anzahl freilebender Katzen zur Folge haben, die auch eine Reduzierung des Katzen-
leids zur Folge hat (vgl. auch Ausführungen amtl. Begr., BT-Drs. 17/10572, S. 32). 
Durch die Reduzierung der Anzahl freilebender Katzen werden auch die Gemeinden 
und Tierschutzvereine dauerhaft entlastet, weil sie sich als Folge der Verringerung 
der Anzahl an freilebenden Katzen um weniger (auch verletzte und unterversorgte) 
Tiere kümmern müssen. 

II. Inhalt 

Zentraler Inhalt dieser Katzenschutzverordnung ist die Einführung einer Kastrations-, 
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Halterkatzen, denen unkontrolliert 
Auslauf gewährt wird. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihrer Katze freien 
unkontrollierten Auslauf gewähren, müssen nach dieser Verordnung ihre Katze bei 
einer Tierärztin oder einem Tierarzt kastrieren lassen. Die Kastrationskosten betragen 
bei einem männlichen Tier etwa 70 Euro, bei einem weiblichen etwa 130 Euro. Das 
tierärztliche Einsetzen eines Transponders (Mikrochips) kostet etwa 30 Euro. Die 
Registrierung ist dagegen kostenlos möglich. 

Darüber hinaus sollten der Gemeinde Befugnisse eingeräumt werden, die eine Kon-
trolle und Durchsetzung dieser Pflichten ermöglichen. 

Optional können zusätzlich Maßnahmen gegenüber freilebenden, halterlosen Katzen 
aufgenommen werden. 

Die Aufnahme eines Ordnungswidrigkeitentatbestandes in die Katzenschutzverord-
nung ist aus Sicht der Stabsstelle nicht zulässig, da es an einer gesetzlichen Grund-
lage hierfür fehlt. Die Bußgeldtatbestände sind abschließend in § 18 TierSchG gere-
gelt. Danach sind grundsätzlich Verstöße gegen Regelungen in Verordnungen, die 
aufgrund des Tierschutzgesetzes erlassen wurden, auch Ordnungswidrigkeiten. In 
§ 18 Absatz 1 Nummer 3 TierSchG wird die Rechtsverordnung nach § 13b TierSchG 
jedoch nicht genannt. Solange der Gesetzgeber § 13b TierSchG nicht in diese Auf-
zählung mit aufnimmt, fehlt es an einer gesetzlichen Grundlage für eine Regelung 
eines Ordnungswidrigkeitentatbestandes in einer Katzenschutzverordnung. 



8 

Letztlich ist es die Entscheidung der Gemeinde, welche Maßnahmen sie im Rahmen 
von § 13b TierSchG für erforderlich hält, um den Schutzzweck der Verordnung, die 
Verminderung der Anzahl der freilebenden Katzen zu erreichen. Der Bestimmtheits-
grundsatz und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sind hierbei zu beachten. 

III. Alternativen 

Vorrausetzung einer Katzenschutzverordnung mit einer Kastrationspflicht von freilau-
fenden Halterkatzen ist, dass andere Maßnahmen mit dem Ansatz Einfangen-
Kastrieren-Freisetzen nicht zur Reduzierung der Katzenproblematik beigetragen 
haben. Erst dann ist eine Verordnung mit einer Kastrationspflicht basierend auf § 13b 
TierSchG zulässig. Demgegenüber können Regelungen, mit denen weniger stark in 
Grundrechte der Tierhalter eingegriffen wird, insbesondere eine generelle Kennzeich-
nungs- und Registrierungspflicht, für alle freilaufenden Halterkatzen auch schon 
vorher basierend auf § 13b TierSchG in Kraft gesetzt werden. 

Die Möglichkeit, eine Verordnung nach dem Polizei- und Ordnungsrecht zu erlassen, 
bleibt grundsätzlich bestehen. Die Abgrenzung zu solchen Verordnungen richtet sich 
nach den Zwecken, die der Verordnungsgeber hauptsächlich verfolgt. Verordnungen, 
deren hauptsächliches Ziel im Schutz von Leben, Gesundheit und Wohlbefinden 
freilebender Katzen besteht, sind tierschutzrechtlicher Natur und auf § 13b TierSchG 
zu stützen. Bei polizei- und ordnungsrechtlichen Katzenschutzverordnungen geht es 
in erster Linie nicht um den Schutz der freilebenden Katzen, sondern um andere 
Gefahren: Verwilderte Katzen sind, wenn sie in großer Zahl auftreten, häufig krank 
und scheiden dann in hohem Maße Krankheitserreger aus, was die Ausbreitung von 
Katzenkrankheiten begünstigt und so auch die Gesundheit von freilaufenden Halter-
katzen und damit zugleich das Eigentum der Halter gefährdet. Hohe Populationen 
können auch dazu beitragen, dass Zoonosen auf den Menschen vermehrt übertragen 
werden. Auch können große Populationen verwilderter Katzen eine Gefahr für Vögel, 
Kleinsäuger und Reptilien darstellen und deren Bestände beeinträchtigen. Schließlich 
lassen sich auch Gefahren für die Sicherheit des Straßenverkehrs nicht ausschließen. 
Besteht das hauptsächliche Ziel des Verordnungsgebers darin, für diese Gefahren 
eine Regelung zu treffen, so kann er Kastrations-, Kennzeichnungs- und Registrie-
rungsgebote weiterhin in Form polizei- und ordnungsrechtlicher Verordnung erlassen. 
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B. Einzelbeciründung 

zu§1 

Sinn und Zweck einer Verordnung nach § 13b TierSchG ist es, mit tierschutzgerech-
ten Maßnahmen eine Verminderung der Anzahl freilebende Katzen zu erreichen, um 
so die durch die hohe Anzahl bedingten Schmerzen, Leiden und Schäden dieser 
Tiere zu verringern. Um dieses Ziel zu erreichen, muss verhindert werden, dass „aus 
den Reihen der in einem Besitzverhältnis stehenden Hauskatzen unkastrierte Tiere 
zuwandern beziehungsweise die Fortpflanzungskette aufrecht erhalten" (so die amtl. 
Begr., BT-Drs. 17/10572, S. 32). In einer Rechtsverordnung nach § 13b TierSchG 
können und sollen diejenigen Regelungen getroffen werden, die bestimmt und geeig-
net sind, diese Ziele zu erreichen und die die Halterinnen und Halter von Hauskatzen 
nicht mehr als nach den Umständen erforderlich und verhältnismäßig belasten. 

zu§2 

§ 2 definiert die in den folgenden Paragraphen verwendeten Begriffe. 

Nummer 3 

Katzenhalterin oder Katzenhalter im Sinne dieser Verordnung ist, wer Halterin oder 
Halter im Sinne von § 2 Nummer 1 TierSchG ist. Die dafür wesentlichen Kriterien 
sind: eine tatsächliche nicht ausschließlich in fremdem Interesse und nach fremden 
Weisungen ausgeübte Bestimmungsmacht über das Tier und seine Lebensbedingun-
gen sowie eine gewisse zeitliche Verfestigung dieser tatsächlichen Beziehung (vgl. 
VGH München, Beschluss vom 03.07.2007, 25 ZB 06.1362; OVG Münster, Urt. v. 
08.11.2007, 20 A 3908/06). Das Eigentum am Tier ist keine notwendige Vorausset-
zung, kann aber als Indiz für eine Halterstellung gewertet werden. Halter im Sinne der 
Verordnung können weiter nur natürliche Personen sein. 

Nummer 5 

Einen unkontrollierten, freien Auslauf haben Katzen, wenn sie sich außerhalb der 
Einwirkungsmöglichkeiten ihrer Halter frei bewegen können. Dazu gehört, dass die 
Halterin oder der Halter weder durch Sicht-, noch durch Hör- oder durch taktilen 
Kontakt (z.B. unüberwindbarer Zaun) auf ihr Bewegungsverhalten Einfluss nehmen 
und sie dementsprechend auch nicht daran hindern kann, dass sie sich an der Ver-
mehrung freilebender Katzen beteiligt. 
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zu§3 

§ 3 regelt die Pflichten der Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihren Katzen 
unkontrollierten Freigang gewähren. 

Absatz 1 

Zentraler Inhalt der Katzenschutzverordnung ist die Kastrations-, Kennzeichnungs-
und Registrierungspflicht freilaufender Katzen. Sie wird in § 13b Satz 2 Nummer 1 
und Nummer 2 als zu verordnende Regelungsmöglichkeit insbesondere aufgeführt. 
Diese Pflicht betrifft nur die Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihren Katzen 
freien unkontrollierten Auslauf gewähren. 

Die Regelung ist, trotz des schweren Eingriffs, den ein mittelbar ausgelöster Zwang 
zur Kastration für das Eigentum einer Halterin oder eines Halters bedeutet, und trotz 
der damit auch für das Tier verbundenen Belastungen durch den Eingriff als solchen, 
verhältnismäßig. Das öffentliche Interesse, die Zahl auf dem Gemeindegebiet befind-
licher freilebender Katzen dauerhaft zu vermindern, überwiegt. Bei der Abwägung mit 
den entgegenstehenden Belangen ist auch zu bedenken, dass die Kastration einer 
Hauskatze sowohl für das Tier selbst als auch für dessen Halter Vorteile hat: be-
stimmte Infektionen können so verhindert werden; tätliche Auseinandersetzungen mit 
anderen Katzen und daraus resultierende Verletzungen werden weniger häufig und 
intensiv; das sexuell bedingte weitläufige Herumstreunen und z.T. tagelange Weg-
bleiben bzw. Abwandern von Katzen werden vermieden. Zugleich reduziert sich die 
Gefahr für die Tiere, im Straßenverkehr zu verunglücken. Für Fälle, in denen dennoch 
die privaten Interessen, die einer Kastration entgegenstehen, das öffentliche Interes-
se ausnahmsweise überwiegen, findet sich in Absatz 4 eine Regelung zur Ausnahme 
des Kastrationsgebots. Die Kastration darf nur durch eine Tierärztin bzw. einen 
Tierarzt erfolgen (vgl. § 6 TierSchG). 

Die Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht ist erforderlich, um den Vollzug zu 
überprüfen. Es ist nahezu unmöglich, bei einer nicht gekennzeichneten Katze festzu-
stellen, wer ihre Halterin oder ihr Halter ist und ob diese oder dieser gegen ihre oder 
seine Verpflichtungen nach Absatz 1 verstoßen hat. Das öffentliche Interesse daran, 
dies feststellen zu können, hat Vorrang vor etwaigen privaten Interessen, die einer 
Kennzeichnung und Registrierung entgegenstehen können. Tierschutzrechtliche 
Belange stehen in der Regel nicht entgegen, denn die Kennzeichnung mittels Mikro-
chip ist ein harmloser Eingriff und dient auch dem Schutz des Tieres, das dann im 
Falle seines Entlaufens, aber auch bei Unfällen schnell und sicher wieder der Halterin 
oder dem Halter zugeordnet werden kann. Die Kennzeichnung erfolgt in der Regel 
durch tierärztliche Injektion eines Mikrochips oder Ohrtätowierung. 
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Absatz 2 

Für die Registrierung eignet sich das verbandliche Haustierregister Tasso e.V. oder 
das Haustierregister des Deutschen Tierschutzbundes e.V FINDEFIX. Bei den ge-
nannten Tierschutzregistern handelt es sich um die beiden größten kostenfreien 
Haustierregister in Deutschland. Die Begrenzung auf zwei Haustierregister ist erfor-
derlich, da ansonsten der Zweck der Registrierung, also das schnelle Zuordnen der 
Tiere zu der Halterin oder dem Halter, durch Prüfung mehrerer, diverser Register 
nicht erreicht werden kann. 

Aus Sicht der Stabsstelle wird daher empfohlen, kein weiteres Register seitens der 
Gemeinde zu verwenden. 

Absatz 3 

Absatz 3 enthält die Ermächtigung der Gemeinde, auf Verlangen ein Nachweis über 
die durchgeführte Kastration und Registrierung zu erhalten. 

Absatz 4 

Die Regelung in Absatz 4 dient der Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes in 
Fällen, in denen die Interessen der Halterin oder des Halters, möglicherweise aber 
auch tierschutzrechtliche Belange, gegenüber den öffentlichen Belangen ausnahms-
weise als vorrangig zu bewerten sind. Von der Kastrationspflicht können daher auf 
Antrag Ausnahmen zugelassen werden. 

Absatz 5 

Absatz 5 regelt die Duldungspflicht einer oder eines möglicherweise personenver-
schiedenen Eigentümerin oder Eigentümers hinsichtlich der Halterpflichten nach 
Absatz 1 bis 3. 

zu§4 

§ 4 regelt die Maßnahmen, die gegenüber Katzenhalterinnen und Katzenhalter getrof-
fen werden können, die ihren Katzen entgegen § 3 Absatz 1 weiter unkontrolliert 
freien Auslauf gewähren. 

Absatz 1 

Für den Fall, dass die Halterkatze zwar gekennzeichnet und registriert, jedoch nicht 
kastriert ist, regelt Satz 1, dass bei Antreffen einer solchen Katze von der Gemeinde 
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oder einer oder einem von ihr Beauftragten (z.B. der örtliche Tierschutzverein, etc.), 
die Gemeinde die Kastration der Katze gegenüber der Katzenhalterin oder dem 
Katzenhalter anordnen soll. Die Anordnung kann unmittelbar mit einer Pflicht zur 
Vorlage eines Nachweises über die durchgeführte Kastration der Katze im Sinne des 
§ 3 Absatz 3 verbunden werden. Da die Katzenhalterin oder der Katzenhalter bereits 
zumindest objektiv gegen § 3 Absatz 1 verstoßen hat, ist eine solche Maßnahme 
erforderlich und auch verhältnismäßig und dient der effektiven Durchsetzung der in 
§ 3 Absatz 1 festgelegten Halterpflicht. 

Nach Satz 2 kann die Gemeinde oder eine von ihr Beauftragte oder ein von ihr Beauf-
tragter bis zur Ermittlung der Halterin oder des Halters die Katze in Obhut nehmen. 

Satz 3 regelt die Befugnis der Gemeinde oder einer oder einem von ihr Beauftragten, 
dass diese oder dieser, falls notwendig, Privat- oder Betriebsgelände betreten darf, 
um die Katze zu ergreifen. Grundstückseigentümer bzw. Pächter haben diese Maß-
nahmen zu dulden und den Zugriff zu unterstützen, indem sie notfalls Verschläge, 
Garagen, etc. aufsperren bzw. zugänglich machen. 

Satz 4 und 5 verpflichtet die Gemeinde, unverzüglich mit der Ermittlung der Katzen-
halter zu beginnen, insbesondere durch eine Halterabfrage bei den in § 3 Absatz 2 
genannten Registern. 

Absatz 2 

Sind die nach Absatz 1 angetroffenen Katzen darüber hinaus entgegen § 3 Absatz 1 
nicht gekennzeichnet und die Halter innerhalb 48 Stunden nicht identifiziert, ist die 
Gemeinde befugt, die Kastration auf Kosten der Halter durchführen lassen. Eine 
Kastrationsanordnung nach Absatz 1 an die Halterin oder den Halter ist aufgrund der 
fehlenden Kennzeichnung und Registrierung nicht möglich. Das öffentliche Interesse 
daran, dass die Katze nicht mehr zur Aufrechterhaltung der Fortpflanzungskette 
beitragen kann, erfordert es in diesem Fall, sie ohne längere Ermittlungen zu kastrie-
ren. Dies geschieht deshalb im Wege der unmittelbaren Ausführung. Für die Verhält-
nismäßigkeit dieses Eingriffs spricht auch, dass in diesem Fall sowohl die Pflicht zur 
Kastration als auch die Pflicht zur Kennzeichnung und Registrierung zumindest in 
objektiver Hinsicht verletzt worden sind. Die Durchführung der Kastration ist einer 
Tierärztin oder einem Tierarzt vorbehalten. 

Soweit keine besonderen Umstände vorliegen, die ein Einbehalten der Katze rechtfer-
tigen können, ist die Katze an der Stelle, an der die Katze aufgegriffen wurde wieder 
in die Freiheit zu entlassen. 
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Absatz 3 

Absatz 3 regelt wie auch § 3 Absatz 5 die Pflicht des personenverschiedenen Eigen-
tümers oder der personenverschiedenen Eigentümerin, die entsprechenden Maß-
nahmen zu dulden. 

zu§5 

§ 5 regelt Maßnahmen gegenüber freilebenden Katzen, also Katzen, die nicht bzw. 
nicht mehr von Menschen gehalten werden. 

Absatz 1 

Die Gemeinden oder eine von ihr Beauftragte oder ein von ihr Beauftragter können 
nach Absatz 1 diese Katzen kennzeichnen, registrieren und kastrieren lassen. Im 
Gegensatz zu § 4 Absatz 2 steht es in ihrem Ermessen, ob sie die freilebende Katze 
wieder in die Freiheit entlässt oder ob sie diese zur Weitervermittlung behält. 

Absatz 2 

Ist für das Aufgreifen der Katze das Betreten von Privat- oder Betriebsgeländes 
erforderlich, so gilt die Duldungspflicht nach § 4 Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

zu§6 

Die Vorschrift dient ebenfalls der Wahrung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. 
Den Katzenhalterinnen und Katzenhaltem soll die Möglichkeit eingeräumt werden, 
sich innerhalb von sechs Monaten nach der Inkrafttreten der Verordnung auf die 
Neuregelungen einzustellen und die nötigen Vorkehrungen treffen zu können. 

Gez. Dr. Julia Stubenbord 
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t Häufig gestellte Fragen (FAQ) zur Umsetzung einer kommunalen Katzen-
schutzverordnung nach § 13b Tierschutzgesetz 

Warum sollte meine Gemeinde eine Katzenschutzverordnuna erlassen? 

In Deutschland leben rund zwei Millionen verwilderte Katzen auf der Straße. Eine 
Katzenpopulation kann rasch wachsen. Unter der Annahme, dass eine Kätzin zwei-
mal im Jahr einen Wurf mit drei Jungtiere bekommt und aufzieht und die Nachkom-
men sich wiederum entsprechend vermehren, so ergibt sich theoretisch nach zehn 
Jahren eine beachtliche Anzahl von 240 Millionen Nachkommen eines Katzenpaares. 
Die Lebenserwartung von Katzen ohne menschliche Betreuung und medizinischer 
Versorgung ist erheblich geringer als die von in menschlicher Obhut gehaltenen 
Katzen. So treten Katzenkrankheiten wie Katzenschnupfen signifikant häufiger auf, 
auch der Anteil an unterernährten Katzen ist deutlich höher. 

Mit einer Katzenschutzverordnung können Gemeinden langfristig die Katzenpopulati-
on kontrollieren und somit vorbeugenden Tierschutz leisten. Die mit der Verordnung 
verpflichtende Kastration dämmt die Anzahl von Jungtieren ein und verringert damit 
das beschriebene Katzenelend. Um eine Kastration nachvollziehen zu können, sind 
die Kennzeichnung und Registrierung des Tieres notwendig und ermöglichen auch im 
Falle eines entlaufenen Tieres eine schnelle Zuordnung und Rückgabe an den Tier-
halter. 
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Warum gibt es keine bundes- oder landesweite Katzenschutzverordnunq? 

Die Gesetzgebung im Bereich Tierschutz fällt nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 20 
Grundgesetz in den Anwendungsbereich der sogenannten konkurrierenden Gesetz-
gebung (Artikel 72 Grundgesetz). Das bedeutet, dass die Länder die Befugnis zur 
Gesetzgebung nur dann haben, wenn der Bund von seiner Gesetzgebungskompe-
tenz keinen Gebrauch macht. Sobald der Bund einmal Regelungen in dem jeweiligen 
Spezialbereich getroffen hat, liegt die alleinige Zuständigkeit dafür bei ihm und die 
Länder können in diesem Bereich grundsätzlich keine Regelungen mehr treffen. 
Durch den Erlass des (Bundes-)Tierschutzgesetzes hat der Bund von seiner Kompe-
tenz Gebrauch gemacht. 

Mit § 13b TierSchG hat der Bund jedoch die Kompetenz zum Erlass von Rechtsver-
ordnung zum Schutz freilebender Katzen auf die Landesregierungen der einzelnen 
Bundesländer übertragen. Die Landesregierung von Baden-Württemberg hat darauf-
hin mit der Katzenschutz-Zuständigkeitsverordnung vom 19. November 2013 die 
Ermächtigung zum Erlass von Rechtsverordnungen zum Schutz freilebender Katzen 
auf die Gemeinden übertragen. 

Dies ist insofern auch sinnvoll, dass die Feststellung, ob die Gemeinde Schwerpunkt-
gebiet mit einer erhöhten Zahl an freilebenden Katzen ist, am besten durch die örtli-
chen Behörden erfolgen kann. Diese Feststellung kann — auch bei sehr großen 
Gemeinden und Städten — das komplette Gemeinde- bzw. Stadtgebiet betreffen. 

Kostet eine Katzenschutzverordnunq die Gemeinden nicht sehr viel? 

Zentraler Inhalt einer Katzenschutzverordnung ist die Einführung einer Kastrations-, 
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Halterkatzen, denen unkontrolliert 
Auslauf gewährt wird. Katzenhalterinnen und Katzenhalter, die ihrer Katze freien 
unkontrollierten Auslauf gewähren, müssen nach dieser Verordnung ihre Katze bei 
einer Tierärztin oder einem Tierarzt kastrieren lassen und hierfür die Kosten tragen. 

Durch die Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht wird darüber hinaus die Halter-
ermittlung erheblich vereinfacht, was es der Gemeinde erleichtert, die Kastrations-
pflicht gegenüber der Halterin oder dem Halter der Katze durchzusetzen. Durch eine 
verpflichtende Kastration wird zudem die Höhe der Katzenpopulation verringert, so 
dass es insgesamt weniger Katzen im Gemeindegebiet gibt, was durch eine vermin-
derte Anzahl an Abgabetieren in den Tierheimen ebenfalls zu einer langfristigen 
Kostenersparnis führt. 



Falls Regelungen für freilebende Katzen in einer Verordnung getroffen werden, kann 
tatsächlich zunächst für die Gemeinden ein erhöhter Aufwand durch die Unterstüt-
zung von Maßnahmen zum Einfangen, Versorgen, Kastrieren dieser Katzen entste-
hen. Dieser wird jedoch auf lange Sicht deutlich geringer sein als die Auslagen, die 
die Gemeinde in ihrer Eigenschaft als Fundbehörde für Katzen zu tragen hat, die in 
keinem Besitzverhältnis stehen. Eine ausführliche Stellungnahme mit Erklärungen 
und Rechtsprechung zur Fundtierproblematik finden sie hier: https://mlr.baden-
wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-mlr/intern/dateien/pDFs/SLT/2017-01-
10 Stellunqnahme zum Umgang mit Fundtieren.pdf. 

Was sind die Voraussetzungen für den Erlass einer Katzenschutzverord-
nunq? 

§ 13b Satz 1 TierSchG verlangt Nachweise, dass eine entsprechende Katzenproble-
matik bei den freilebenden Katzen in der Gemeinde besteht: Hierfür bedarf es einer 
Dokumentation, dass eine hohe Katzenpopulation (Kolonien freilebender Katzen) und 
damit einhergehende Tierschutzprobleme (Schmerzen, Leiden, Schäden) bestehen. 
Die Daten und Informationen hierzu können mittels Fragebögen (siehe unten) bei den 
örtlichen Tierschutzschutzvereinen, Tierheimen und Veterinären eingeholt werden. In 
der Regel führen die örtlichen Vereine „Buch" über ihre Tätigkeiten. Somit müssen die 
Daten lediglich zusammengetragen werden. 

Der Nachweis der Kausalität zwischen großer Anzahl freilebender Katzen und dem 
Katzenleid sowie eine entsprechende Verminderung des Katzenleids durch eine 
verminderte Katzenanzahl werden vom Gesetzgeber vermutet (vgl. amtl. Begr. BT-
Drs. 17/10572, S. 32) und muss nicht dargelegt werden. 

Als nächsten Schritt bedarf es der Feststellung, dass andere Maßnahmen als die jetzt 
zu erlassende Katzenschutzverordnung nicht ausreichend waren. Als solche anderen 
Maßnahmen werden in § 13b Satz 4 TierSchG gezielte Maßnahmen in Bezug auf die 
freilebenden Tiere (Einfangen-Kastrieren-Freisetzen) genannt. Daneben können auch 
Aufklärungsmaßnahmen mittels Flyer, Veranstaltungen, etc. der Katzenhalter, bzw. 
das Hinwirken auf eine freiwillige Beschränkung des Auslaufs oder freiwillige Un-
fruchtbarmachung durchgeführt werden. Hier ist wiederum die obige Dokumentation 
der Katzenschutzorganisationen, Tierheime, Veterinäre, etc. heranzuziehen, da diese 
vorangegangen Maßnahmen in der Regel schon durch Tierschutzvereine o.ä. stattge-
funden haben. 

Eine Schutzgebietsbestimmung nach § 13b Satz 1 und 2 TierSchG kann entfallen, da 
die Landesregierungen mit den Gemeinden bereits die kleinste Gebietseinheiten 
ermächtigt haben, sodass eine weitere Rechts- bzw. Gebietszersplitterung nicht 
sinnvoll bzw. effektiv erscheint. Liegen beschriebene Voraussetzungen vor, kann eine 



Katzenschutzverordnung mit Kastrationspflicht somit für das gesamte Gemeindege-
biet gemäß § 13b TierSchG beschlossen werden. 

Zusammengefasst: 

1. Schritt: 
a. Dokumentation über hohe Katzenpopulation (Kolonien freilebender Katzen) 
b. Dokumentation über Tierschutzprobleme (schlechter Gesundheitszustand 

nicht für jedes Einzeltier, sondern allgemein zu begründen) 
2. Schritt: Feststellung der Unwirksamkeit anderer Maßnahmen 
3. Schritt: Prüfen, ob Abgrenzung von Gebiet sinnvoll (i.d.R. nicht, s.o.) 

Sind die genannten Schritte erfolgt, kann eine Katzenschutzverordnung für das 
gesamte Gemeindegebiet gemäß § 13b TierSchG beschlossen werden. 

Warum sollte auch eine Kennzeichnungs- und Rectistrierunaspflicht in die 
Verordnunq aufgenommen werden? 

Durch eine Kennzeichnung und Registrierung wird die Halterermittlung erheblich 
vereinfacht. Eine Kennzeichnung ohne Registrierung ist wirkungslos. Nur wenn 
Katzen gekennzeichnet und registriert sind, können sie zudem beim Entlaufen oder 
Aussetzen schnell der Halterin oder dem Halter zugeordnet werden. 

Vorteile für Tierheime: 

• Schnellere Bearbeitung und Erledigung bei Fundtierfällen 
• Deutlich kürzere Verweildauer 
• Weniger Personalaufwand 
• Weniger notwendige Kapazitäten 
• Weniger Kosten 

Vorteile für Gemeinden: 

• Schnellere Bearbeitung und Erledigung bei Fundtierfällen 
• Weniger Kosten 



Vorteile für die Katze: 

• Tiere können schneller ihrem Besitzer zugeordnet werden 
• Weniger Stress durch kürzere Verweildauer 
• Keine „Zweitkastration" beim weiblichen Tier 
• Schnellere Versorgung bekannter Erkrankungen 

In Erwägung ist ggf. auch noch zu ziehen, freilebende Katzen zusätzlich offensichtlich 
zu markieren, damit sie bei Mehrfachfang sofort wieder entlassen werden können. 

Liegt bei einer Kastrationspflicht nicht ein erheblicher Einqriff in die Eigen-
tumsrechte des Katzenhalters vor? 

Ein Eingriff in das Eigentum (Artikel 14 Grundgesetz) ist möglich, wenn er verhältnis-
mäßig ist. Die Verhältnismäßigkeit wird vorliegend dadurch gewährleistet, dass 
andere Maßnahmen vorher nicht zum Erfolg geführt haben, s.o. Die Kastrationspflicht 
ist somit das „letzte Mittel", um hohe Populationen freilebender Katzen und damit 
einhergehendes Katzenleid einzudämmen. 

Die Verhältnismäßigkeit wird zudem dadurch gewährleistet, dass nicht alle Katzen 
von der Verordnung umfasst werden. Reine Wohnungskatzen bzw. Katzen ohne 
unkontrollierten Freigang müssen nicht kastriert werden, da diese nicht Teil des 
Problems sind, dem mit der Verordnung begegnet werden soll. Zudem sieht die 
Verordnung die Möglichkeit vor, in berechtigten Fällen eine Ausnahme vom Kastrati-
onsgebot zu erteilen. 

Was sind die Unterschiede zu einer Verordnung nach Polizei- und Ord-
nungsrecht? 

Verordnungen nach § 13b TierSchG und solche nach Polizei- und Ordnungsrecht 
unterscheiden sich nach dem Zweck, der mit der Verordnung verfolgt wird. 

Die Ziele von Verordnungen nach § 13b TierSchG sind der Schutz von Leben, Ge-
sundheit und Wohlbefinden freilebender Katzen. 

Bei polizeilichen Verordnungen soll die öffentliche Sicherheit und Ordnung geschützt 
werden. Es geht also nicht um den Schutz der Katzen, sondern um die Verhütung von 
Gefahren, die von Katzen ausgehen (können), beispielsweise auf Menschen über-
tragbare Erkrankungen (Zoonosen) oder Gefährdung von anderen Tierbeständen 
(Vögel, Kleinsäuger, Reptilien). Besteht das hauptsächliche Ziel des Verordnungsge-
bers darin, für diese Gefahren Regelungen zu treffen, so kann er Kastrations-, Kenn-



zeichnungs- und Registrierungsgebote weiterhin in Form polizei- und ordnungsrecht-
licher Verordnungen erlassen; die Kompetenz der Kommunen (als Teil der Länder), 
zur Abwehr dieser Gefahren ordnungsrechtlich tätig zu werden, kann und soll durch § 
13b TierSchG nicht ausgeschlossen oder eingeschränkt werden. 

Warum ist die Nicht-Registrierunq bzw. Nicht-Kennzeichnunq oder Nicht-
Kastration einer Halterkatze keine Ordnunqswidriqkeit? 

Ein Handeln, Dulden oder Unterlassen kann nur dann als Ordnungswidrigkeit geahn-
det werden, wenn dies gesetzlich ausdrücklich festgelegt ist. Dies folgt aus dem 
Grundsatz „keine Strafe ohne Gesetz". Der abschließende Ordnungswidrigkeitenkata-
log für Verstöße gegen das Tierschutzgesetz findet sich in § 18 TierSchG. Dort ist ein 
Verweis auf § 13b jedoch nicht enthalten, sodass es derzeit nicht möglich ist, eine 
Zuwiderhandlung gegen eine auf Grund dieser Vorschrift erlassene Rechtsverord-
nung als Ordnungswidrigkeit zu ahnden (vgl. § 18 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b 
TierSchG, welcher unter anderem Verweise auf § 13 und §13a, nicht jedoch auf § 
13b enthält). 

Selbst wenn man davon ausgeht, dass es sich bei der Nichtaufnahme des § 13b in 
den Katalog um ein Versehen handelt, ist es nicht möglich, dadurch die Annahme 
einer Ordnungswidrigkeit zu rechtfertigen. Im Strafrecht gibt es ein strenges „Analo-
gieverbot", also einen Rechtsgrundsatz zur Verhinderung der Ahndung einer Hand-
lung, die einer Strafnorm zwar ähnelt, dieser jedoch nicht voll entspricht. Dieses 
Verbot gilt auch und insbesondere dann, wenn offenkundig eine Strafbarkeitslücke 
vorliegt. 

Verwaltungsrechtliche Zwangsvollstreckungsmaßnahmen wie zum Beispiel Andro-
hung bzw. Festsetzung von Zwangsgeldem bleiben hiervon unberührt. 

Gez. Dr. Julia Stubenbord 
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E-Mail-Adresse: 

Datum 
der Erhebung 
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Grünanlage) 
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Katzen 
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Kämmerei — Frau Bischoff 

Annahme von Spenden durch die Gemeinde 

Aufgrund des neugefassten § 78 Abs. 4 GemO hat der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
11.10.2006 die „Richtlinien zur Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnlichen 
Zuwendungen" beschlossen. Demnach darf die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Spenden, Schenkungen oder ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen, wobei die 
Einwerbung und die Entgegennahme des Angebots einer Zuwendung ausschließlich dem 
Bürgermeister vorbehalten bleibt. Über die endgültige Annahme oder Vermittlung 
entscheidet letztlich der Gemeinderat. 

Der Jugendfeuerwehr ist nachfolgende Sachzuwendung zugeflossen: 

29.04.2021 889,00 € Sachspende Kaffeevollautomat der Rolf Scheuermann Stiftung 
Geschäftsstelle Büchenbronner Str. 10, 75331 Engelsbrand 
Fördernummer 8/2021 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeinderat möge den Sachvortrag zur Kenntnis nehmen und gem. § 78 Abs. 4 GemO 
beschließen, dass die oben genannten Spenden endgültig angenommen werden können. 

Wiernsheim, den 02.06.2021 
gez. 
S. Bischoff 
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